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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 11
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Eine Krankenkasse muss sich

grundsätzlich an den für das
Verwaltungsverfahren nach §13 Abs 3
Satz 1 SGB X bestellten Bevollmächtigten
wenden (vgl BSG 26.07.2016, B 4 AS
47/15 R, NJOZ 2017, 683). Ein Verstoß
gegen diese
"Kommunikationsverpflichtung"
kann der Versicherte nach § 56a Satz 1
SGG nur gleichzeitig mit den gegen die
Sachentscheidung zulässigen
Rechtsbehelfen geltend machen.

Normenkette SGG § 56a

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KR 2253/20 ER
Datum 03.08.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 KR 2616/20 ER-B
Datum 20.11.2020

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Freiburg
vom 03.08.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Von den auÃ�ergerichtlichen Kosten des Antragstellers im Antrags- und
Beschwerdeverfahren trÃ¤gt die Antragsgegnerin die HÃ¤lfte.

GrÃ¼nde:
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I.

Der Antragsteller ist Mitglied der Antragsgegnerin. WÃ¤hrend des Bezugs von
Krankengeld setzte ihm die Antragsgegnerin gemÃ¤Ã� Â§ 51 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) eine Frist, innerhalb der er einen Antrag auf Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation (Reha) zu stellen hat. Der Antragsteller kam dieser
Aufforderung nach und stellte einen solchen Antrag bei der Deutschen
Rentenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (DRV). Die DRV gab dem Antrag statt
und bewilligte die beantragte MaÃ�nahme. Der Beginn der Reha war fÃ¼r den
24.06.2020 vorgesehen. Diese MaÃ�nahme trat der Antragsteller jedoch nicht an.
Daraufhin hÃ¶rte die Antragsgegnerin den Antragsteller mit Schreiben vom
30.06.2020 dazu an, dass sie beabsichtige, die Zahlung von Krankengeld ab dem
24.06.2020 zu versagen.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des Antragstellers, ein Rentenberater, hat am
30.06.2020 beim Sozialgericht Freiburg (SG) den Erlass einer einstweiligen
Anordnung beantragt und folgenden Antrag gestellt: "Es wird beantragt, die
Antragsgegnerin dazu zu verpflichten, jegliche Kontaktaufnahme unter Umgehung
der Vollmacht an den Antragsteller zu unterlassen unter Androhung eines
Zwangsgeldes von 5.000,- Euro." Zur BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, die Antragsgegnerin habe sich unter Missachtung der von ihm
vorgelegten Vollmacht direkt mit dem Antragsteller in Verbindung gesetzt. Er habe
deswegen auch eine Unterlassungsklage erhoben.

Die Antragsgegnerin ist dem Antrag entgegengetreten und hat ausgefÃ¼hrt, richtig
sei, dass Herr E. gegenÃ¼ber der Antragsgegnerin mit Vollmacht vom 14.05.2020
seine Vertretung des Antragstellers angezeigt habe. Damit sei die Rechtsfolge des 
Â§ 13 Abs 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) eingetreten. Am 26.06.2020
sei seitens der Antragsgegnerin ein Telefonat mit dem Antragsteller erfolgt, da
dieser eine ihm von der DRV genehmigte RehabilitationsmaÃ�nahme zum
24.06.2020 nicht angetreten habe. Ausweislich der Vorschrift des Â§ 13 Abs 3 Satz
2 SGB X kÃ¶nne sich die Antragsgegnerin an den Beteiligten (im
Verwaltungsverfahren) selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung verpflichtet ist. Bei
dem Nichtantritt zur RehabilitationsmaÃ�nahme durch den Antragsteller habe es
sich um eine Mitwirkungshandlung gehandelt, da der Antragsteller aufgrund seines
Krankengeldbezuges in seinem Dispositionsrecht eingeschrÃ¤nkt gewesen sei. Die
Kontaktaufnahme sei somit zu Recht erfolgt. Unmittelbare Rechtfolgen oder
rechtliche Nachteile seien dem Antragsteller aufgrund der Kontaktaufnahme nicht
entstanden. Die Folgen der fehlenden Mitwirkungshandlung und die daraus
resultierenden Konsequenzen seien dann mit Schreiben vom 30.06.2020 dem
BevollmÃ¤chtigten des Antragstellers mitgeteilt worden. Die Kontaktaufnahme zum
Antragsteller sei somit zurecht erfolgt, so dass ein Anordnungsanspruch ausscheide.
Die weitere Kommunikation in dieser Angelegenheit sei dann ebenfalls mit dem
BevollmÃ¤chtigten des Antragstellers erfolgt. Weitere Kontakte habe es zwischen
der Antragsgegnerin und dem Antragsteller danach nicht gegeben und wÃ¼rden
vom Antragsteller auch nicht vorgetragen, so dass auch eine mÃ¶gliche
Wiederholungsgefahr ausgeschlossen werden kÃ¶nne, obwohl ihrer Auffassung
nach â�� wie dargelegt â�� die Kontaktaufnahme zurecht erfolgt sei. Mangels
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Wiederholungsgefahr scheide daher auch die Dringlichkeit aus, so dass auch kein
Anordnungsgrund vorliege.

Mit Beschluss vom 03.08.2020 hat das SG den Erlass einer einstweiligen Anordnung
abgelehnt. Nach der Vorschrift des Â§ 56a Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG), die
auch fÃ¼r AntrÃ¤ge im vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz gelte, kÃ¶nnten Rechtsbehelfe
gegen behÃ¶rdliche Verfahrenshandlungen nur gleichzeitig mit den gegen die
Sachentscheidung zulÃ¤ssigen Rechtsbehelfen geltend gemacht werden. Unter den
Begriff der behÃ¶rdlichen Verfahrenshandlungen falle dabei jegliches in Form des
Verwaltungsakts oder als Realakt erfolgte Handeln und Unterlassen einer BehÃ¶rde
iSd Â§ 1 Abs 2 SGB X wÃ¤hrend eines Verwaltungsverfahrens iSd Â§ 8 SGB X, sofern
die Handlung das Verfahren nicht selbst abschlieÃ�e. Hier wende sich der
Antragsteller gegen die vermeintliche Nichtbeachtung einer Vollmacht durch die
Antragsgegnerin, dh ein in Form eines Realakts erfolgtes Unterlassen, das das
Verwaltungsverfahren nicht abschlieÃ�e. Ob und mit welcher BegrÃ¼ndung die
Antragsgegnerin die streitgegenstÃ¤ndliche Vollmacht nicht beachtet habe, sei vor
diesem Hintergrund nicht von rechtlicher Relevanz. Ein Ausnahmefall nach Â§ 56a
Satz 2 SGG liege offenkundig nicht vor. Nur ergÃ¤nzend werde auf die Vorschrift
des Â§ 13 Abs 3 Satz 2 SGB X aufmerksam gemacht, wonach sich die BehÃ¶rde
trotz BevollmÃ¤chtigung direkt an den â�� hier nach den Vorschriften der Â§Â§ 60
ff. Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) â�� mitwirkungspflichtigen Versicherten
wenden kÃ¶nne.

Am 18.08.2020 hat der Antragsteller, vertreten durch seinen
ProzessbevollmÃ¤chtigten, Beschwerde eingelegt und wiederholt um eine
VerlÃ¤ngerung der Frist zur BegrÃ¼ndung der Beschwerde gebeten, zuletzt bis zum
14.10.2020. Am 21.10.2020 hat er die Beschwerde schlieÃ�lich begrÃ¼ndet und ua
vorgetragen, Â§ 56a SGG sei auf FÃ¤lle der Missachtung einer Vollmacht nicht
anwendbar. Er sei deshalb nicht anwendbar, weil der BevollmÃ¤chtigte mitbetroffen
sei. Die Missachtung der Vollmacht, sei es nun qualifiziert als Verwaltungsakt oder
als einfache Handlung, greife in die Rechte des MandatsverhÃ¤ltnisses und in die
Rechte des BevollmÃ¤chtigten ein. WÃ¶rtlich schreibt er: "Nun wollen wir doch mal
sehen, ich werde im eigenen Namen eine Anordnung beantragen, ich tue das nur
inzwischen nicht mehr, weil man ja trotzdem ich nur akzessorisch zu den
KostenbegÃ¼nstigten stehe, als wenn ich nicht kostenprivilegiert sei und das geht
mir einfach zu sehr ins Geld. Aber das hier kann ich ja mal auf mich nehmen."

Ferner trÃ¤gt er vor, die EilbedÃ¼rftigkeit ergebe sich hier insbesondere dadurch,
dass am 19.10.2020 eine Sachbearbeiterin der Antragsgegnerin wiederum bei dem
Antragsteller angerufen und ihn in Panik versetzt habe, er hÃ¤tte keinen
Krankenversicherungsanspruch mehr. Man mÃ¼sse sich das Ã¼berlegen, der
Antragsteller sei in der Klinik wegen einer Krebsbehandlung gewesen, habe keine
BauchspeicheldrÃ¼se mehr und dann solche Anrufe. Genau um das zu vermeiden,
gebe es eine BevollmÃ¤chtigung, sie habe nÃ¤mlich auch Abschirmungsfunktion,
das scheine wohl offensichtlich bei den BehÃ¶rden keiner gerne zu sehen.

Mit Schreiben vom 29.10.2020 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des Antragstellers
ein an den Antragsteller persÃ¶nlich gerichtetes Schreiben der Antragsgegnerin
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vom 02.10.2020 vorgelegt. Darin heiÃ�t es ua: " ab dem 01.11.2020 werden wir
beim Postversand anders vorgehen: Bei Vorlage einer Vollmacht schreiben wir nur
noch die BevollmÃ¤chtigten an. Das bedeutet, Sie werden keine Briefe mehr von
uns erhalten. Das ist nicht notwendig, denn lhr/e BevollmÃ¤chtigte/r kÃ¼mmert
sich fÃ¼r Sie um alles." Daraufhin hat der Senatsvorsitzende den Beteiligten einen
schriftlichen Vergleichsvorschlag unterbreitet (Schreiben vom 04.11.2020). Ein
Vergleich ist jedoch nicht zustande gekommen.

Der Antragsteller beantragt,

den Beschluss des Sozialgerichts Freiburg vom 03.08.2020 aufzuheben und die
Antragsgegnerin zu verpflichten, jegliche Kontaktaufnahme unter Umgehung der
Vollmacht an den Antragsteller zu unterlassen unter Androhung eines
Zwangsgeldes von 5.000 EUR.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde des Antragstellers zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Prozessakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen statthafte Beschwerde
des Antragstellers ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 56a SGG kÃ¶nnen Rechtsbehelfe gegen behÃ¶rdliche
Verfahrenshandlungen nur gleichzeitig mit den gegen die Sachentscheidung
zulÃ¤ssigen Rechtsbehelfen eingelegt werden. Dies gilt nicht, wenn behÃ¶rdliche
Verfahrenshandlungen vollstreckt werden kÃ¶nnen oder gegen einen
Nichtbeteiligten ergehen. Die Regelung in Â§ 56a Satz 1 SGG dient der Verfahrens-
und ProzessÃ¶konomie (hierzu Luik in: Hennig, SGG, Â§ 56a Rn 4). Von ihr werden
alle unselbstÃ¤ndigen Verfahrenshandlungen erfasst, mit denen eine
Sachentscheidung erst vorbereitet und noch keine verbindliche Regelung getroffen
wird (vgl Luik aaO Rn 10). Es handelt sich um eine eigenstÃ¤ndig zu prÃ¼fende
(negative) ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzung fÃ¼r Rechtsbehelfe. Liegen die
Voraussetzungen des Â§ 56a Satz 1 SGG vor, ist der Rechtsbehelf unzulÃ¤ssig (Axer
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl, Â§ 56a SGG (Stand: 15.07.2017), Rn 10).

Im vorliegenden Fall wendet sich der Antragsteller nicht gegen eine fÃ¶rmliche
ZurÃ¼ckweisung seines BevollmÃ¤chtigten nach Â§ 13 Abs 5 bis 7 SGB X. Denn die
Antragsgegnerin hat eine solche Regelung nicht getroffen. Die ZurÃ¼ckweisung
eines BevollmÃ¤chtigten mÃ¼sste durch Verwaltungsakt erfolgen, wÃ¤re aber im
VerhÃ¤ltnis zum Vertretenen (hier: Antragsteller) ohnedies eine unselbstÃ¤ndige
Verfahrenshandlung iSd Â§ 56a Satz 1 SGG (Roller in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Aufl
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2020, Â§ 13 Rn 17) und daher nicht gesondert angreifbar. Gegen eine fÃ¶rmliche
ZurÃ¼ckweisung kÃ¶nnte der BevollmÃ¤chtigte selbst Rechtsbehelfe einlegen.
Dem stÃ¼nde die Regelung in Â§ 56a Satz 1 SGG nicht entgegen, weil der
BevollmÃ¤chtigte nicht Beteiligter des Verwaltungsverfahrens ist (Â§ 56a Satz 2
SGG). Ob und mit welchen Rechtsbehelfen sich der BevollmÃ¤chtigte dagegen
wehren kann, dass er zwar nicht fÃ¶rmlich zurÃ¼ckgewiesen wird, seine
BevollmÃ¤chtigung aber â�� aus seiner Sicht â�� nicht beachtet wird, bedarf keiner
Entscheidung. Denn der BevollmÃ¤chtigte beansprucht Rechtsschutz nicht im
eigenen Namen, sondern im Namen des Antragstellers. Dies ergibt sich auch aus
seinem Vortrag im Beschwerdeverfahren (" ich werde im eigenen Namen eine
Anordnung beantragen, ich tue das nur inzwischen nicht mehr, ).

Der Senat weist allerdings darauf hin, dass sich die Antragsgegnerin nach Â§ 13 Abs
3 Satz 1 SGB X grundsÃ¤tzlich an den fÃ¼r das Verfahren bestellten
BevollmÃ¤chtigten wenden muss; dies steht nicht in ihrem Ermessen. Diese
"Kommunikationsverpflichtung" bezweckt neben einer zweckmÃ¤Ã�igen
Verfahrensgestaltung den Schutz des Verfahrensbeteiligten, der durch die
BevollmÃ¤chtigung zu erkennen gegeben hat, dass dieser das Verfahren fÃ¼r ihn
betreiben soll (BSG 26.07.2016, B 4 AS 47/15 R, NJOZ 2017, 683 fÃ¼r den Fall einer
AnhÃ¶rung nach Â§ 24 SGB X).

Die Kostentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Der Senat hat dabei berÃ¼cksichtigt,
dass die Antragsgegnerin Anlass fÃ¼r ein Rechtsschutzverfahren gegeben hat, weil
sie erst wÃ¤hrend des Beschwerdeverfahrens zu erkennen gegeben hat, dass sie
die BevollmÃ¤chtigung kÃ¼nftig ("ab dem 01.11.2020") beachten werde. Eine volle
Kostentragung durch die Antragsgegnerin scheidet aus, da Antrag und Beschwerde
in der Sache keinen Erfolg hatten.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 176 SGG).

Erstellt am: 11.12.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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